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RS UVS Kärnten 2004/12/21 KUVS-
392/4/2004

 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 21.12.2004

Rechtssatz

Die Behörde darf nicht grundlos und willkürlich eine Auskunft nach § 103 Abs 2 KFG verlangen. Dies ist nicht der Fall,

wenn der Au orderung der belangten Behörde an den Beschuldigten (als Zulassungsbesitzer) zur Bekanntgabe des

Lenkers eine Anzeige zugrunde lag, der zufolge der Lenker des Fahrzeuges in Verdacht steht, eine strafbare Handlung

begangen zu haben. Schon aus diesem Grund besteht für die belangte Behörde ein konkretes Interesse an der

Kenntnis des Lenkers, zumal für die Verp ichtung des Zulassungsbesitzers dem Auskunftsverlangen der Behörde

nachzukommen, nicht einmal die Kenntnis einer zur Last gelegten Verwaltungsübertretung erforderlich ist.

Schlagworte

Auskunftsverlangen, Verdacht einer strafbaren Handlung und Lenkerauskunft, Lenkerauskunft, Zulassungsbesitzer

Quelle: Unabhängige Verwaltungssenate UVS, http://www.wien.gv.at/uvs/index.html
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